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 Rundschreiben Nr. 125/2016  

 
Geplante Änderung der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) 
 
Bezug: Unser Rundschreiben Nr. 608/2011 vom 12. Dezember 2011 
 
 
Kurzfassung:  
Das Bundesumweltministerium hat den Entwurf einer Änderungsverordnung zur 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) vorgelegt. Durch 
die Änderungsverordnung soll die 4. BImSchV an aktuelle europarechtliche Vorga-
ben angepasst werden. Hinweise und Anregungen zu dem Entwurf müssten uns bis 
zum 6. April 2016 erreicht haben. 
 
Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) 
hat dem Deutschen Landkreistag (DLT) den Entwurf einer Änderungsverordnung zur 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (Vierte Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - 4. BImSchV) nebst Begründung 
mit Stand vom 16. Februar 2016 übermittelt (Anlage). 
 
Die 4. BImSchV bestimmt im Einzelnen, welche Anlagen nach § 4 BImSchG einer 
Genehmigung für Errichtung und Betrieb bedürften. 
 
Laut der Entwurfsbegründung dient die Änderungsverordnung der Umsetzung der 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen (CLP-Verordnung) so-
wie der vollständigen Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU vom 24. November 2010 
über Industrieemissionen.  
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Die Anhänge 1 und 2 der 4. BImSchV sollen an mehreren Punkten geändert werden, 
um künftig die europarechtskonforme Wahl des Genehmigungsverfahrens sicherzu-
stellen und die dortigen Angaben an die durch die CLP-Verordnung geänderte che-
mikalienrechtliche Nomenklatur anzupassen. 
 
Zu dem Entwurf der Änderungsverordnung kann dem DLT gegenüber dem BMUB 
eine Stellungnahme abgeben. Hierzu müssten uns Hinweise und Anregungen bis 
zum 6. April 2016 erreicht haben. 
 
In Vertretung 
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